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Verkündet

am 28° März 1957
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In Sachen
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Beklagte und Revisionsklägerin,

_
g e g e n
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung v0m 28„März 1957
für Recht erkennt:ye

Auf die.Revision werden die Urteile des Hessi—

schen Ländessozialgerichts vom 29.September‘l954
und des Sozialgerichts Kassel vom 7.April 1954

aufgehoben° Die Sache wird zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwieseno

Von Rechts
wegen„_
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Der Klägerin wurde auf Grund mehrjähriger Beschäftigung in

einer Papierfabrik durch das Arbeitsamt Kassel vom März

1953 ab Arbeitslosenunterstützung (Alu) und anschließend

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung (Alfu) gewährt° Am 7°De—

zember 1953 wurde ihr eine Stelle als Zimmermädchen im
Hotel "Goldener Löwe“ in Witzenhausen, ihrem Wohnort, zum

Tariflohn zugewiesen‚ Trotz Belehrung über die Rechtsfol—

gen lehnte die Klägerin zur Niederschrift des Arbeitsamts

vom17° Dezember1953die Arbeitsstelle ab, da der gebe»
tene Lohn von llS,—— DM ohne Verpflegung nicht genüge‚ um

ihre Mutter mit zu unterstützen° Sie sei daher "nur wie—

der an einer Industriearbeit interessiert"° Daraufhin

sperrte ihr das Arbeitsamt mit Verfügung vom 22„Dezember

1953 gemäß @V90 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung (AVAVG) die Alfu für 4 Wochen„

Ihr Einspruch hiergegen wurde nach @ 215 Abs° 1 des So—

zialgerichtsgesetzes (SGG) durch Bescheid der Widerspruchse

stelle beim Arbeitsamt vom 80 Januar 1954 als unbegründet

zurückgewiesen„

Mit Klage beim Sozialgericht (seo) Kassel beantragte die
Klägerin, den Widerspruchsbescheid aufzuheben und die Be—

klagte zu verurteilen, ihr für die Sperrfrist vom 9° De—

zember 1953 bis zum 5„Januar 1954 Alfu zu zahlen° Sie er—
klärte, sie habe sich am 8°Dezember in dem Hotel gemeldet.

Nach dem dritten Besuch sei ihr gesagt worden, sie könne

die Arbeit aufnehmen„Sie sei dabei aber auch darauf hin“.
gewissen werden, daß die tatsächliche Arbeitszeit 9 Stun—

den ausschließlich der Pausen betrage° Darüber hinaus v
.

müsse sie im Bedarfsfalle auch abends arbeiten° Daraufhin

habe sie der Vermittlerin erklärt, daß sie die Arbeit für'

den zugesicherten Lohn nicht übernehmen könne° Er habe

bei den angegebenen Arbeitsbedingungen auch nicht den tee

' riflichen Bestimmungen entsprocheno
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Die beklagte Bundesanstalt machte geltend; daß der ge—f
botene Lohn der Teriflohn sei, der Klägerin die Arbeit

nach ihrem Gesundheitszustand auch zuzumuten und kein

sonstiger berechtigter Ablehnungsgrund vorhanden gewesen

sei° Es sei—Von ihr nur die normale echtstündige Arbeits—

zeit verlangt werden„ Allerdings sei ihr gesagt werden,

daß gegebenenfalls freiwillige Überstunden zu leisten
‘seien, die jedoch besonders vergütet würden° -
5;

Über ihren'Gesundheitszustend reichte die Klägerin dem

SGO eine ärztliche Bescheinigung vom 130 März 1954 ein9

wonach sie seit dem 8° Januar 1954 wegen Blutungen in Be—
handlung stand und am 60 März eine Fehlgeburt im fünften

bis sechsten Monet hatte° Die Schwangerschaft lebe dem—

nach Ende November 1953 im zweiten Kennt bestanden und

Neigung zur Fehlgeburt gezeigt‚ Die Klägerin selbst gab

dazu in einem Schriftsatz noch an, sie habe schon zur

Zeit der Zuweisung der Arbeitsstelle ganz außergewöhn—

liche Beschwerden gehabt und deshalb auch die aufgenom—

mene Tätigkeit nach einigen Stunden wieder aufgeben müs«

sen" Aus Schemgefühl habe sie die außereheliche Schwanger—

schaft nicht erwähnt°

In der mündlichen Verhandlung stellte die Klägerin den

Hilfsantrag, die Sperrfrist auf 2 Wochen herabzusetzen°

Die Beklagte beantragte, die Klage als unbegründet zurück—

zuweisen, hilfsweise, "en einer Sperrfrist von 2 Wochen

festzuhalten" ‘ ' '

Durch Urteil des SG° vom 7.5pril 1954 wurde der Wider—

spruchsbescheid vom 8° Januar 1954 insofern abgeändert, als

im Hinblick auf den seinerzeitigen Zustand der Klägerin

als werdendcr Mutter die Spe rfrist gemäß @ 93a AVAVG auf

2 Wochen herabgesetzt wurde°

In einer der Urteilsunterschrift folgenden Rechtsmittélbe—

lehrung ist darauf hingewiesen_wordcn‚ das Urteil könne mit
der Berufung nur angefochten werden, nenn ein wesentlicher

Mangel des Verfahrens gerügt werde ( 5 150 Nr„2 SGG )„_

__‚4__
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III° Die Bundesanstalt legte Berufung ein und machte als we—
sentlichen Verfehrensmengel geltend,-das SG. habe eine

Ermessensentscheidung abgeändert und dadurch nicht nur

gegen die Grundsätze der rechtssteatlichen Verfassung ver—
stoßen; sondern auch zwingende öffentlich-rechtliche Ver—

fehrensvorschriften verletzt° Außerdem habe es trotz

grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache unter Verletzung

des @ 150 Nr° 1 SGG die Berufung nicht zugelassen„ In ei—

nem weiteren Schriftsatz teilte sie dem Gericht mit, das

Arbeitsamt habe unter dem 25‚ September 1954 einen neuen

Verweltungsekt erlassen, wonach unter Verzicht auf die

Rechtskraft des Widerspruchsbescheids die Sperrfrist auf

3 Wochen herabgesetzt worden sei„ Gemäß5 96 Abs„ 2 SGG
teilte sie dem Landessozielgericht (LSG.) eine Abschrift

-des neuen Verwaltungsakts mit°

Im einzelnen wird auf die Schriftsätze Bezug genommen°

Die Bundesanstalt beantragte Aufhebung des soziälgericht—

lichen Urteils, die Berufungsbeklagte, die Berufung als

unzulässig zu verwerfen° }

Mit Urteil vom 29„September 1954 verwarf das Hessische

Lendessozielgericht die Berufung als unzulässig und hob

den Bescheid des Arbeitsamts vom 25‚September 1954 auf°

Nach seiner Auffassung ist nur streitig, ob gegen die
Klägerin eine Sperrfrist von 4 oder 2 Wochen zu verhängen

wer„ Auf Grund der 55 144 Abs„ 1 Nr. 2, 150 Nr„ 2 sec sei

in solchen Fällen die Berufung, soweit sie nicht vom SG°
zugelassen sei,

nur stattheft, wenn wesentliché Verfahrens—

mängel gerügt würden„ Wenn die Bundesanstält meine, das

SG„ habe gegen den Grundsatz der Geweltenteilung ver—

stoßen und dieser sei als Verfehrensbestimmung zu werten,

so sei dies nicht zutreffend° Als wesentlicher Verfahrens—

mangel sei nur ein Verstoß gegen prozeßrechtliche Be—

stimmungen anzusehen, soweit nicht im Urteilsverfehren

selbst begengene Verfehrensmängel'gerügt würden,die aber

_nicht den Inhalt des Urteils, sondern die für den Erlaß
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unddie Abfsssung des Urteils meßgebenden Vorschrif—

ten beträfen° In Wirklichkeit greife die Bundesan—

stalt den Inhalt des sozialgerichtlichen Urteils an°

Auch die gerügte Nichtzulassung der Berufung stelle

keinen Verfahrénsmangel der, da die Entscheidung über

die Zulassung der Berufung ein Teil der Rechtsfindung

sei° Eine Füge über den Umweg des 5 150 Nr„2 SGG sei

'nicht zulässig°

Der neue Verweltungsakt des Arbeitsamts vom 25°Septem—

ber 1954 sei zwar gemäß den @@96 Abs‚l, 153 Abs.1 SGG
Gegenstand des Berufungsverfehrens gewordenoEr habe

aber aufgehoben werden müssen, da das Arbeitsamt als‘t

VerWaltungsbehörde nicht berechtigt gewesen sei„die

Empfängerin des Verwaltungsaktes schlechter zu stellen,

als sie durch das in der Zwischenzeit ergangene, mit

der Berufung nicht anfechtbare Urteil gestellt werden

sei° '

Revision ist nicht zugelassen werden°

IVOGegen dieses, der Bundesanstalt am l2oNovember 1954

zugestellte Urteil hat sie mit Schriftsatz vom 25„No—

vember 1954 — beim Bundessozialgericht eingegangen am

29°November — Revision eingelegt mit dem Antrage, un—
ter Aufhebung der Vorderurteile die Klage abzuweisen,

hilfsweise den Rechtsstreit an das LSG° zurückzuver—

weisen° Mit Schriftsatz vom 22„Dezember 1954
— einge—

gangen em 27„Dezember — hat sie als wesentliche Ver—

fahrensmängel Verstöße gegen die 55 96, 106, 112, 123,
143, 144, 147, 153 und 158 SGG gerügt°

Die Berufung sei nach 5 143 SGG zulässig gewesen°

% 144 Abs° 1 Nr‚ 2 SGGkönne nicht angewendet werden,

da es sich nicht um eine Leistungs—, sondern
um eine

Anfechtungsklegehanäele„Ferner habe das Arbeitsamt am

25„September 1954 einen neuen Verweltungsekt gesetzt;

dadurch sei die etwaige Unzulässigkcit geheilt werden°

——6—-
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Insoweit liege auch ein weiterer Verfahrensmangel.darin,dcß

das Gericht trotz Verwerfung der Berufung eine Sachent—

scheidung durch Aufhebung des Bescheides des Arbeitsamts ge—

troffen hehe ($ 158 SGS)° Schließlich habe auch die Ent—
< scheidung des SG° an Verfahrensmängeln gelitten° Im einzel—‘

nen wird auf den Schriftsatz Bezug genommene

Die Klägerin hat sich schriftsätzlich nicht geäußert„ In

der mündlichen Verhandlung hat sie u°a°
ungenügende Sach—

aufklärung gerügt und auf mögliche Auswirkungen des Muttere

schutzgesetzes (MuSchG) hingewiesen° * _

Da das LSG„ die Revision nicht zugelassen hat, ist sie nur

zulässig, wenn gemäß@162 Abs. 1 Nr„ 2 SGGwesentliche Ver—
fahrensmängel gerügt werden und vorliegen (so auch Urteil

des 8° Senats vom 14° Juli 1955, BSG° l‘S„ 150)° Dies trifft

hier zu„

Die Auffassung des LSGO9 bei Streit um eine Sberrfrist han—

dele es sich um einen Fall des @ 144 Abs. 1 Nr; 2 SGG, ist

rechtsirrig„ Wie die Bundesanstalt zutreffend ausgeführt
_

hat, stellt die Anrufung des SG° gegen die Verhängung einer

Sperrfrist eine Anfechtungsklage dar° Sie betrifft die Frage

des Unterstützungsanspruches als solchen, nicht aber die '

Länge der Sperri‘rist° Daran ändern auch die von den Betei—

ligten gestellten Hilfsanträge auf Herabsetzung der Sperr—

frist auf 2 Wochen nichts, da sie — aber nur im Rahmen der

Ermessesaachprüfung
— erst hätten wirksam werden können,

nachdem die Rechtmäßigkeit der Sperrfrist festgestellt war°

Bei Sperrfristen findet daher die Berufung gemäß & 143 SGG
allgemein statt° Die oben erwähnte "Rechtsmittelbelehrung“

im sozialgerichtlichen Urteil ist deshalb nicht nur
unrich—

tig, sie ist auch unbeschtlich; denn eine Rechtsmittelbe—

lehrung9 die erst der Urteilsunterschrift folgt, entspricht

nicht dem Erfordernis des @ 136 Abs. 1 Nr° 7 SGG, da sie
nicht einen Bestandteil des Urteils bildet°

Das Verfahren des LSG°‚ das.auf ein ProZeß— statt auf ein\

Sachurteil herauskam, leidet demnach an einem wesentlichen

Mangel, der die Revision gemäß 5 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGGstatt—

„ 7 _'
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haft und, da auch die übrigen Voraussetzungen erfüllt

sind, zulässig macht, Einer Prüfung der weiteren Verfah—

rensrügen bedurfte es deshalb nicht° Das Urteil des LSG°
\

war aufzuheben° ' [ ’ ‘
Hätte das LSG„ eine materiell—rechtliche Würdigung vorge—‘

nommen, so hätte es zu der Feststellung gelangen müssen,

daß das Urteil des SG° unrichtig ist°

Zunächst hat das SG° überhaupt nicht hinreichend unter—

sucht, ob die Klägerin einen berechtigten Grund nach

5 90 AVAVGhatte, die zugewiesene Arbeitsstelle abzu—
lehnenc_Die allgemeine Fassung im Urteil, die Voraus—

setzungen des 5 90 seien erfüllt, trifft jedenfalls nicht

zu, de die Klägerin dem Arbeitsamt gegenüber sich nur
.

darauf berufen hatte, daß sie bei dem gebotenen Lohn ohne '
Verpflegung die Stelle nicht annehmen könne° Daraufhin ver-

hängte das Arbeitsamt die Sperrfrist° Erst im Verlauf des
sozialgeriohtlichen Verfahrens machte die Klägerin als '

weiteren Ablehnungsgrund ihre Schwangerschaft geltend°

Das SG° hätte also prüfen müssen, ob gemäß 5 90 Abs° 2‚_

Nr° l AVAVG der Klägerin der Tariflohn zugesichert war,

undferner, ob nach5 90Abs„„2/Nr‚ 2 ihr die Arbeit auf
Grund ihres körperlichen Zustandes zugenutet werden konnte

oder ob etwa der Zuweisung sogar ein Beschäftigungsver— 1

bot nach @@3 ff° MuSchG vom 24„Januar 1952 (BGBlol 8,69)

entgegenstand° Letzterer Grund ist zwar im 5 90 nicht vor-

gesehen, aber bereits in der Begründung
zu 5 52 des Ent—

wurfs des AVAVG vom 16„Juli 1927 (BGBl° I So 187) war
"als selbstverstündlich vorn sgesetzt", daß über die

im nachmaligen @ 90 erschöpfend geregelten berechtigten

Ablehnungsgründe hinaus "eine Arbeit, die gegen ein ge—

setzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verstößt,"

niemals von dem Arbeitslosen verlangt werden darf"„ Die—

ser Auffassung hat sich dann auch das Reichsversicherungse
amt in seiner Grundsätzlichen Entscheidung Nr° 3529 vom

19,Juni 1929 (AN°S° 352) angeschlossen, und sie muß auch
jetzt noch als gültig angesehen werden„

_
_ 8 _
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Stellte aber das SG° fest, deß die Sperrfrist vom Arbeitsamt

zu Recht verhängt wer, so war es jedenfalls nicht befugt, die—

se zu verkürzen; denn @ 93a AVAVG stellt das in das Ermessen

der für die Entscheidung über die Unterstützung zuStändigen
Stelle, also des Arbeitsamts oder der Widerspruchsstelle

(@ 172 Abs„ 1 AVAVGin Verbindung mit 5 1 Abs„ 2 der Hessi—
schen Verordnung über die Arbeitslosenfürsorge vom 5° Juli

1948 — GVBl° S° 84 —‚ % 85 Abs° 2 Nr° 3 SGG)„ Die Gerichte der
Sözialgerichtsbarkeit dürfen lt° @ 54‘Ab3° 2 Satz_2 SGG

gegenüber solchen Ermessensentscheidungen nur prüfen, ob die

gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten sind oder von

dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent—

sprechenden Weise Gebrauch gemacht ist, nicht aber ihr eigenes

Ermessen an die Stelle des Ermessens der Verwaltungsbehörde

setzen (vgl° dazu auch Urteil des erkennenden Senats vom

21° März 1956, BSG°2 S. 277 15827)„ Kames auf dieses Ermessen
an und hielt das SG° einen Ermessensfehler für gegeben, so
mußte es die Verwaltungsentscheidung aufheben und die Bundes—
anstalt zum Erlaß eines neuen, ermessensrichtigen Verwaltungs—

aktes verurteilen° Hiergegen hat das SG„ verstoßen und damit

zugleich auch den Grundsatz der Gewaltenteilung (Art‚20 Abso2

des Grundgesetzes) verletztg Sein Urteil mußte daher ebenfalls

aufgehoben werden„ '

Angesichts der Ungeklärtheit des Sachverhalts war es für das

BSG‚ untunlich, selbst zu entscheiden° Die Sache mußte deshalb

an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden (5 170 Abs„ 2

Satz 2 SGG)„ Dieses hat unter Berücksichtigung der vorstehen—

den Ausführungen zu entscheiden und dabei sich auch mit dem

Zweitbescheid des Arbeitsamts vom 25°September 1954 auseinan—

der zu setzen, der gemäß den 65 96 Abs„ 1, 155 Abs° 1 SGG

Gegenstand des Verfahrens geworden ist° Seine Aufhebung ist

durch die
vom LSG° gegebene Begründung nach den obigen Dar—

legungen nicht gerechtfertigt (vgl° dazu auch Hofmenn—Schroeter,

Sozialgerichtsgesetz, 2„Auflage, @ 96 Anna 2 Satz 4)°
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Die Entscheidung über die Kostén bleibt dem abschließen—

den Urteil vorbehalten°
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